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Im Gesundheitswesen wird
fast nichts so bleiben kön-
nen, wie es ist. Dies sagte

Wolfgang Böhmer, der Minis-
terpräsident von Sachsen-
Anhalt und Mitgestalter des
Gesundheitssystem-Moderni-
sierungsgesetzes (GMG) des
Jahres 2004, in einem Inter-
view im Mai 2006. Und in der
Pressemitteilung der Bun-
desregierung vom 9. Juni
2006 „Gesundheitsreform
langfristig tragfähig machen“
steht als Aussage von Ulla
Schmidt, Wolfgang Zöller
und Elke Ferner, dass jetzt
die historische Chance beste-
he, das Gesundheitssystem
grundlegend zu erneuern.
Der Widerspruch kann grö-
ßer nicht sein. Hierzu Zitate
aus der Koalitionsvereinba-
rung vom 11. November
2005, so abgesegnet sowohl
von der SPD als auch von der
Union: „Deutschland hat ein modernes und leistungsfä-
higes Gesundheitswesen, das den Bürgerinnen und Bür-
gern Zugang zu einer hochwertigen Gesundheitsversor-
gung und zugleich rund 4,2 Millionen Beschäftigten und
Selbständigen Arbeitsplätze bietet.“ […] „Die hohe
Qualität unseres Gesundheitswesens ist international
anerkannt und muss im Interesse aller, die auf seine
Leistungsfähigkeit angewiesen sind, erhalten bleiben.“
[…] „Angesichts großer Herausforderungen, insbeson-
dere des demografischen Wandels und des medizini-
schen und medizinisch-technischen Fortschritts muss
das Gesundheitswe-
sen jedoch ständig
weiterentwickelt wer-
den.“ 

Grundlegende Ver-
änderung einerseits,
Weiterentwicklung ei-
nes anerkannterma-
ßen und im Koaliti-
onsvertrag gelobten
Gesundheitswesens
andererseits – was ei-
gentlich will die Poli-
tik? Welche Aussage 
gilt?

Wer im Gegensatz
zum Koalitionsver-
trag eine grundlegen-
de Veränderung unse-
res Gesundheitswe-
sens will, muss sich
fragen lassen, was die-

sen kurzfristigen Sinneswan-
del herbeigeführt hat und ob
Klarheit darüber besteht, wo-
rum es geht und was gefähr-
det ist.Dabei stehen an dieser
Stelle ausschließlich Struktu-
ren und Werte zur Diskussion
und nicht die Finanzierung der
Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV). Es sind
Strukturen und Werte,die un-
ser Gesundheitswesen zu-
mindest im Prinzip auch heu-
te noch bestimmen und die
gerade auch von Patienten
geschätzt sind und gefordert
werden.

Worum geht es?

Wer in Deutschland mor-
gens glaubt, einen Arzt in An-
spruch nehmen zu müssen,
hat diesen Arzt bis spätestens
mittags gesehen. Wird vom
konsultierten Arzt, zum Bei-

spiel einem Allgemeinarzt, die Hinzuziehung eines Fach-
arztes für erforderlich gehalten, wird dies kurzfristig er-
möglicht. Ist ein Krankenhausaufenthalt erforderlich,
steht das Krankenhausbett umgehend zur Verfügung.
Wartezeiten auf eine medizinische Versorgung sind kurz.

Es kommt hinzu, dass jeder GKV-Versicherte in ganz
Deutschland jederzeit jeden Arzt oder jedes Kranken-
haus in Anspruch nehmen kann, gleichgültig, in welcher
Krankenkasse er versichert ist. Er hat überall Anspruch
auf die gleiche Behandlung, mit einem bundesweit 
hohen Behandlungsstandard und einem auch im inter-

nationalen Vergleich
hohen Versorgungs-
niveau. Die Ausstat-
tung von Praxen,
Krankenhäusern und
Apotheken sucht ih-
resgleichen. Wer dies
bestreitet, kennt die
Wirklichkeit nicht.

Was auf den Versi-
cherten der GKV zu-
trifft, gilt für die Be-
völkerung insgesamt.
Man suche ein ande-
res Land, in dem dies
so uneingeschränkt
der Fall ist.

Voraussetzung für
diese Situation ist zu-
nächst die freie Arzt-
wahl, ein von der Be-
völkerung hoch ge-
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Bewährtes 
System 

in Gefahr
Während die strukturellen Folgen des 
Gesundheitssystem-Modernisierungs-

gesetzes des Jahres 2004 für unser 
bewährtes Gesundheitswesen noch völlig

unklar sind, wird weiter munter am 
System gebastelt – Wissen die Berliner 

Politiker eigentlich, was sie tun?*

von Fritz Beske

* Dieser Beitrag ist vor Bekanntwerden der Eckpunkte zur nächsten Gesundheitsreform (siehe auch Seite 12) entstanden. Doch ist die Analyse unseres
Autors (siehe auch Kasten „Zur Person“ Seite 11) nach dem Reformkompromiss mindestens so aktuell wie vorher.

Was eigentlich will die Politik? Welche Aussage gilt? – 
Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt mit den Parteivorsitzenden 

Edmund Stoiber, Kurt Beck und Bundeskanzlerin Angela Merkel 
im Juli in Berlin. Foto: dpa
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schätztes Gut. Es ist weiter ein einheitlicher Leistungs-
katalog. Und es ist schließlich ein dichtes Netz von nie-
dergelassenen freiberuflich tätigen Ärzten und von
Krankenhäusern, Voraussetzung für eine wohnortnahe
Versorgung.

Es wird gerne übersehen, dass in diesem System
Wettbewerb besteht. Jeder Arzt und jeder Zahnarzt
steht mit jedem anderen Arzt und Zahnarzt in Konkur-
renz. Gleiches gilt für Krankenhäuser, Apotheken und
alle anderen Leistungsträger im Gesundheitswesen.

Strukturen und Werte in Gefahr

Diese Strukturen und Werte unseres Gesundheits-
wesens sind in Gefahr. Das GMG erlaubt neue Versor-
gungsformen wie Medizinische Versorgungszentren
(MVZ) und integrierte Versorgung. Dies kann als Wei-
terentwicklung unseres Gesundheitssystems gesehen
werden. Gefehlt haben allerdings vorbereitende Mo-
dellversuche oder detaillierte Pro-Kontra-Analysen. Es
fehlt aber vor allen Dingen, und dies gilt für das GMG
insgesamt, eine wissenschaftliche Begleitforschung hin-
sichtlich der Auswirkungen des GMG, bezogen auf jede
Veränderung an sich und auf unser Gesundheitswesen
insgesamt. Hierzu gehört auch der Vergleich mit beste-
henden Strukturen. Eine derartige Evaluation des
GMG ist vom Bundesgesundheitsministerium nicht ein-
mal im Ansatz geplant. Die immer wieder behaupteten
Verbesserungen der Gesundheitsversorgung müssen 
jedoch bewiesen werden.

Mit den neuen Strukturen stehen auch die freie Arzt-
wahl und die durchgängige Versorgung durch den ein-
mal gewählten Arzt zumindest teilweise zur Dispositi-
on. Die integrierte Versorgung schafft zudem Ungleich-
heiten bei besonderen Leistungen für Angehörige be-
stimmter Krankenkassen in bestimmten Regionen, ver-
bunden mit viel Bürokratie, mit zunehmender Unüber-
sichtlichkeit und mit einem Geldentzug für Versicherte,
die sich nicht in einem besonderen Vertragsverhältnis
befinden. Die Patienten werden es merken, und sie wer-
den reagieren.

Ideologischer Hintergrund?

Es stellt sich aber auch die Frage, ob die mit dem
GMG eingeleitete Entwicklung rein sachbezogen ist
oder nicht doch auch einen ideologischen Hintergrund
hat. Hierzu eine Bemerkung der Bundesgesundheitsmi-
nisterin Schmidt auf einem Symposium der Barmer Er-
satzkasse am 22. März 2005 in Leipzig. Die Bundesge-
sundheitsministerin ging lobend auf die Polikliniken in
der ehemaligen DDR ein und nannte es einen „Trep-
penwitz der Geschichte“, dass wir jetzt in den alten Bun-
desländern Medizinische Versorgungszentren aufbau-
en, die einst in den neuen Ländern abgewickelt worden
sind. Sie hoffe, dass Versorgungszentren in einer Zeit, in
der Einzelpraxen aus ihrer Sicht immer mehr zum Aus-

laufmodell werden, eine Perspektive für die medizini-
sche Versorgung bieten. Die Perspektive ist also das
MVZ als Nachfolgeorganisation der alten Polikliniken.

Die Forderungen gehen über die bereits eingeleite-
ten Veränderungen hinaus. So sollen alle fachärztlichen
Leistungen im Krankenhaus konzentriert werden, eine
für lange Zeit unlösbare logistische Aufgabe, was in der
Tendenz verbunden wäre mit der Abschaffung freibe-
ruflich tätiger Ärzte und mit dem Verzicht auf eine
wohnortnahe Versorgung mit freier Arztwahl und kur-
zen Wartezeiten.

Man kann alles wollen, aber man muss wissen, was
man tut. Forderungen zu erheben und auch umzusetzen
ist das eine, die Konsequenzen zu bedenken das andere.
Jedes System und auch unser Gesundheitswesen muss
sich weiterentwickeln. Weiterentwickeln mit der Be-
wahrung von bewährten Strukturen und Werten oder
Umbruch hin zu einem neuen, einem völlig anders
strukturierten Gesundheitssystem mit unkalkulierten
und unkalkulierbaren Auswirkungen – da gibt es man-
ches zu bedenken.

Zerstören ist leicht, korrigieren, zurückzunehmen
oder wieder aufzubauen dagegen schwer, sehr schwer.
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